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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

29.01.2007 

Geschäftszahl 

2006/03/0155 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 94/09/0197 E 12. Dezember 1995 RS 2 

(hier nur ab dem vierten Satz; hier nur Bezugnahme auf die Einkommensverhältnisse) 

Stammrechtssatz 

Die Milderungsgründe und Erschwerungsgründe sind im VStG nicht taxativ aufgezählt. Auch die Dauer eines 
strafbaren Verhaltens kann im Rahmen der Strafbemessung maßgebend sein. Das Unterbleiben der Feststellung 
vorhandener Milderungsgründe bzw die unzutreffende Wertung von Umständen als Erschwerungsgründe 
belastet einen Bescheid mit inhaltlicher Rechtswidrigkeit. Bei der Bemessung der Geldstrafe sind die 
Einkommensverhältnisse, Vermögensverhältnisse und Familienverhältnisse des Täters wichtige Kriterien. 
Deshalb bedarf es auch entsprechender Erhebungen dieser Umstände durch die Behörde, wobei in der Regel mit 
den Angaben des Beschuldigten das Auslangen zu finden sein wird. Bestehen allerdings Bedenken gegen seine 
Angaben, so ist der Beschuldigte zu einer Konkretisierung derselben zu verhalten. Unterläßt die Behörde die 
Erhebung dieser wesentlichen Umstände, ist ihre Entscheidung mit Verfahrensmängeln belastet. 


